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Ein Nein ist keine 
Der FBP-Abgeordnete und Bürgermeister Hilmar zum Volksbegehren 
Ein «klares Nein» Ist keine Alter­
native zu einem Volksbegehren, das  
einen Mangel in unserem Wahlrecht 
beseitigen will, der als solcher auch 
von selten der Vaterländischen 
Union niemals bestritten wurde. 
Macht e s  sich eine Partei, welche 
die Geschicke unseres Landes mit­
bestimmt, nicht zu leicht, wenn sich 
ihr «Beitrag» für die. Lösung e ines  
Problems, das  uns alle betrifft, ein­
fach in einem Nein erschöpft? Miiss-
te man e s  nicht sogar als destruktiv 
bezeichnen, wenn eine Koalitions­
partei, die sich oft und gerne als  
Hüterin von Recht und Ordnung auf­
spielt, statt konstruktiver Gegenvor­
schläge einfach die offene, partei­
politische Konfrontation sucht? 
So könnte man die wesentlichen 
Argumente und rethorischen Fragen 
zusammenfassen, mit denen der 
Vaduzer FBP-Abgeordnete und Bür­
germeister Hilmar Ospelt am Mon-

Stimmen aus 
dem Volk 
Mitbürger äussern sich zum 
Mehrheitsprinzip 

«Meiner Ansicht nach sollte 
e s  für beide Parteien in un­
serem Lande eine Selbstver­
ständlichkeit sein, diese Lük-
ke in unserem Wahlrecht g e ­
meinsam zu schliessen.» 

Meinrad Ospelt  (Vaduz) 
alt Landtagsabgeordneter  

«Es wäre jedoch ohne Zwei­
fel ungerecht, dass  eine Par­
tei, welche die Mehrheit der 
Stimmen im ganzen Lande 
erobert, s ich als Minderheit 
im Landtag wiederfindet.» 

Paul Büchel (Ruggell) 
alt Landtagsabgeordneter  

«Ich bin der Ansicht, dass  je­
n e  Partei, die die Mehrheit 
der Stimmen im Lande auf 
sich vereinigt, auch im Parla­
ment die Mehrheit haben 
soll.» Erich Hoop (Eschen) 

Landesangestellter 

«Ich halte e s  für eine Unmög­
lichkeit, d a s s  eine Regierung 
amtieren könnte, wenn s ie  
nicht von der Mehrheit der 
Stimmbürger in unserem 
Lande, sondern durch e ine  
Schwäche im Wahlrecht ge ­
tragen würde.» 

Nikolaus Hasler (Vaduz) 
Rentner 

Die vors tehenden Zitate ent­
s tammen Gesprächen  zwi­
s c h e n  Mitgliedern d e r  Ar­
beitsgruppe «Demokratie 
und Wahlrecht» mit Bürgern 
im Lande. Sie wurden im 
«Liechtensteiner Volksblatt» 
vom 17. Mai 1975 veröffent­
licht. 
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tagabend, im Rahmen einer Diskus­
sionsversammlung mit Bürgern, zur 
VOlksabstimmung vom kommenden 
Wochenende Stellung beZog und 
dabei die fragwürdige Haltung kri­
tisierte, welche von der VU in die­
ser Sache eingenommen wird. 

Wirbel von Meinungen 
/ 

Nachdem die Union aus einem ein­
fachen Sachproblem eine parteipoli­
tische Auseinandersetzung gemacht 
und eine regelrechte Wahlkampf­
stimmung erzeugt habe, so meinte. 
Hilmar Ospelt, sei es für den ein­
fach denkenden Bürger immer 
schwieriger geworden, sich im 
«Wirbel der Meinungen» ein klares 
Bild zu machen. Dabei gehe es in 
der ganzen Sache nur um eine ein­
fache Formel, um eine Ergänzung 
in der Verfassung, die einen .dejnöj 
kratischen Grundsatz betriffti .den. 
jeder praktisch und gerecht den­
kende Liechtensteiner jederzeit gut? 
heissen wird: den Grundsatz näm-. 
lieh, dass die Mehrheit - der Stimiti:-
bürger.sich auch jn der Mandats«! 
Verteilung . des- Landtages nieder-, 
schlagen muss, dass der Wille des: 
Stimmbürgers nicht durch ein man­
gelhaftes Wahlgesetz verfälscht 
werden könnte. 

Proporz: 
Tücken ausmerzen 
Der Abgeordnete Hilmar Ospelt er­
innerte an die Einführung des Pro­
porzes auf Gemeindeebene, wie er 

zum Volksbegehren garantiert uns, 
dass der Wille des Stimmbürgers in 
Zukunft nicht durch einen Mangel 
im Wahlgesetz verfälscht werden 
kann. 

Weitere Themen 
des Abends 
Im Rahmen der Diskussiorisver-
sammlung vom Montag, die von 
FBP-Obmann Werner Verling ge­
leitet wurde und an der neben Bür­
germeister Hilmar Ospelt auch der 
Sprecher der FBP-Fraktion im Land­
tag, Dr. Peter Marxer, teilnahm, ka­
men ausser dem Thema Volks­
abstimmung auch eine Reihe weite­
rer Fragen aus dem Gemeinde- und 
Landesbereich zur Sprache. Der 
Kreis der Diskussionsthemen reichte 
von der Vaduzer Zentrumsplanung 
über das Budget 1976, über Schul-
und andere Neubauten der öffent­
lichen Hand bis hin zum abgeänder­
ten Finanzausgleich. 

«Ein Anliegen allör Liephtensteiner mit gesundem Menschenverstand»: 
Der FBP-Abgeordnete-uiid^Vaduzer Bürgermeister Hilmar O s p e l t  zum 
Volksbegehren. - v ; (Bild: Xaver Jeh le )  

vor-allem auch-von der VU gefor­
dert und durchgesetzt. worden sei. 
Damals/habe män bei der. Beratung 
des Gesetzes festgestellt, dass die 
Mehrheitsverhältnisse bei. knappen 
Wahlentscheidungen durch die se­
parate. Wahl des Vorstehers auf den 

Das ist die Mehrheitsklausel, 
wie sie ergänzend in Artikel 46 unserer 
Verfassung eingeschoben werden soll: 

« Eine Wählergruppe, 
welche mehr als die Hälfte der 
für die Mandatszuteilung 
massgeblichen gültigen 
Stimmen im ganzen Land 
erreicht, hat jedenfalls 
Anspruch auf die Mehrheit der 
Abgeordneten im Landtag» 
Die Mehrheitsklausel ist einfach, 
gerecht, demokratisch und proporzgetreu. 
Deshalb ein überzeugtes ' • 

J A  
zum Volksbegehren. 

Kopf gestellt und der Wille des Bür­
gers damit gerade ins Gegenteil 
hätte verkehrt werden können. 
Durch einen Vorschlag aus den 
Reihen der FBP-Fraktion habe man 
diese Tücke des Proporzes (durch 
Einbezug des Vorstehers bei der 
Sitzzuteilung) ausgemerzt. 

Stimmungsmache 
und Nein-Parole 
Im Gegensatz zur damaligen, kon­
struktiven Zusammenarbeit, be­
schränke sich die Union heute auf 
eine reine Stimmungsmache.. Sie 
versuche mit allen möglichen Argu­
menten eine alte, längst nicht mehr 
vorhandene Kluft zwischen Ober­
land und Unterland wieder aufzu-
reissen. Ausser einem «klaren Nein» 
und einer ganzen Reihe verschwom­
mener, parteipolitischer Argumente 
hat die Union dem Volksbegehren 
nichts entgegenzusetzen. Fanatiker 
und Dogmatiker scheinen derzeit 
die Union zu beherrschen und das 
perfektionistische Nichts anzustre­
ben. 

Dank an die Jungen 
Nach Ansicht von Bürgermeister 
Hilmar Ospelt müssen wir den jun­
gen Leuten: dankbar sein, die sich 
mit dem Mangel im Wahlrecht be-
fassten und eine Lösung des Pro­
blems — zunächst ausserhalb aller 
Parteien — anstrebten. Sie haben 
einen guten Sinn für Gerechtigkeit 
gezeigt. Dass ihr Anliegen zu einem 
Anliegen aller Liechtensteiner mit 
gesundem Menschenverstand wur­
de, beweist die hohe Zahl von mehr 
als 1500 Unterschriften, die Stimm­
bürger aus allen Kreisen und poli­
tischen Richtungen unseres Volkes 
beigetragen haben. 

Gerecht und richtig 
Zum Schluss seiner Ausführungen 
rief der Abgeordnete Hilmar Ospelt 
zur Teilnahme an der Volksabstim­
mung auf. Er gab seiner Ueberzeu-
gung Ausdruck, dass die Mehrheit 
der Liechtensteiner für eine gerech1-
te und richtige Sache eintreten und 
sich nicht durch reine Parteiparolen 
verwirren lassen werden. Ein J a  

Die aktuelle Frage 

Als de r  Landtag vor knapp einem 
J a h r  d e m  Antrag de r  Regierung fol­
gend  eine Teuerungszulage für die 
Angestellten d e r  Landesvierwaltung 
im Umfang von 10 Prozent bewilligte, 

;erntete d e r  S t ^ j ;  q1j -^ait^/Krl-
tik aus d e r  Pr iv^^r isphaf t . '  Wiewohl 
diese die Teuerung teilweise schon  
Mitte des Jahres 1974 ausgeglichen 
hatte und die  Aufbesserung beim 
Staat  e rs t  im Januar  1975 wirksam 
wurde, und obwohl e s  sich bei d e r  
Differenz nur  um Prozentsätze hinter 
d e m  Komma handelte, wurde  dem 
Land vorgeworfen, e s  verderbe d a s  
Lohngefüge d e r  Wirtschaft. Nicht nur 
diese unangenehmen Erfahrungen, 
sondern vor allem auch die  verän­
derte  Wirtschaftslage waren  aus ­
schlaggebend dafür, d a s s  sich d e r  
Staat  d ieses  J a h r  zuerst  über  d ie  

T euerungsausgleich 

Koordinations-
Probleme? 
Teuerungszulagen in d e r  Privatwirt­
schaft  informieren und e r s t  dann  
entsprechend koordinierte Entschei­
dungen fällen wollte, und zwar  im 
Sinne einer Solidarität mit d e r  Wirt­
schaft. Die Praxis ha t  nun a b e r  ge ­
zeigt, d a s s  die  vom Land anges t reb­
te Koordination Probleme aufwirft, 
welche die ganze Problematik d e s  
Teuerungsausgleichs nicht klarer, 
sondern unklarer d e n n  je .rpachen. 
Denn sowohl die  Industrie, wie jetzt 
auch d a s  Gewerbe, konnten s ich un­
tereinander nicht auf gemeinsame  
Prozentsätze einigen. Die gewerb­
liche Wirtschaft will die  Festlegung 
jedem einzelnen Unternehmen selbst  
überlassen. Das gleiche wollte d i e  
Industrie gleich als  dauernde  Rege­
lung neu einführen. Das  «dauernd» 
trug ihr postwendend e ine  Korrektur 
ihres wichtigsten Sozialpartners, d e s  
Arbeitnehmerverbandes, ein, d e r  nur 
angesichts  d e r  ausserordent l ichen 
Wirtschaftslage ausnahmsweise  auf 
e ine  generel le  Lösung verzichten 
wollte. Bleibt jetzt die  F rage t  wie  
sich d e r  Staa t  als Arbeitgeber ver­
halten sollte? Sollte e r  a b w a r t e n / b i s  
s ich in d e r  Privatwirtschaft elniger-
massen  klare Durchschnit tswerte a b ­
zeichnen, o d e r  sollte e r  d a s  gle iche 
Recht für sich in Anspruch nehmen,  
wie die  Einzelunternehmer u n d  für 
s ich allein festlegen, w a s  a n  Teue^ 
rungszulage für d a s  Staa tspersqnal  
anget>r$cht und ayfgrun^ d ß r  ß l lge -
mei neh'Fi harizlage t ragbar ' i s f?  


